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I
n seinem 1980 erschienenen Buch
„Die Dritte Kraft in Österreich“ über-
titelte Viktor Reimann, der Mit -

begründer des Verbands der Unabhängi-

gen (VdU), das Kapitel über die „Arbei-
tereinheit“ aus SPÖ und KPÖ im Kampf
gegen den VdU im Österreichischen
 Gewerkschaftsbund bzw. in den Betrie-
ben Oberösterreichs und der Steiermark
mit „Schmeißt die VdUler in die Mar-
tinöfen!“1 Dieses Zitat stammt aus der
Zeit der Betriebsratswahlkämpfe
1949/50 in der Steiermark und findet
sich mehrfach in den Nationalratsproto-
kollen. So beispielsweise am 8. März
1950, als über das Bundesfinanzgesetz
1950 debattiert wurde und sich der VdU-
Abgeordnete Thomas Neuwirth zu Wort
meldete, da er – wie er einleitend fest-
stellte – „heute die Gelegenheit wahr-
nehmen“ möchte, „vor aller Öffentlich-
keit und vor diesem Forum über den heu-
te herrschenden roten Terror einige Wor-
te zu sagen. Vor uns liegen Flugblätter,
die Arbeiter in den Betrieben, die tüchtig
sind und Werte schaffen, als einge-
schworene Arbeiterfresser bezeichnen,
als Nazihorden, als Henker der Freiheit.
[…] Vor uns liegen die Gedächtnisproto-
kolle über Äußerungen sozialistischer
Betriebsratsobmänner und Vertrauens-
männer, wie etwa folgende […]: Wenn
Ihr glaubt, daß Ihr durch den VdU im
Betrieb Stellungen oder Betriebsrats-
mandate bekommt, dann irrt Ihr Euch;
wir können Euch ja vorher hinaus-
schmeißen. […] Und wir haben auch aus
dem Munde eines kommunistischen Be-
triebsratsmitglieds folgendes gehört:
‚Am besten wäre es, man würde die
VdU-Männer in den Martin-Hochofen
werfen.‘“2 Auf Nachfrage der sozialis -
tischen Abgeordneten, wer diese Äuße-
rung getätigt habe, nannte Neuwirth den
Betriebsratsobmann des Schoeller-
Bleckmann-Werkes in Hönigsberg
(Mürzzuschlag), Kajetan Müller. In den
Publikationen der FPÖ wird dieser Satz
bis in die jüngste Zeit dem Donawitzer
Widerstandskämpfer und kommunis -
tischen Betriebsratsobmann Sepp Filz
zugeschrieben.3 Gegen beide wurde
 jedenfalls 1950 seitens des VdU eine
Anzeige wegen gefährlicher Drohung
eingebracht. Zudem richtete der VdU
 eine  Anfrage an den Justizminister.4

Tatsächlich stand Leoben-Donawitz
und hier wiederum Sepp Filz5 als
 Betriebsratsobmann des Hüttenwerks
Donawitz in den Jahren 1949/50 im
 Mittelpunkt des Kampfes gegen den
VdU, der in diesen Jahren bei Wahlen
erstmals antrat. Innerhalb weniger
 Monate fanden zwischen Oktober 1949
und April 1950 mehrere Wahlgänge
statt. Die ersten Wahlen waren die Natio-
nalrats- und Landtagswahlen, bei denen
erstmals auch die 1945 noch von der
Wahl aus geschlossenen ehemaligen
National sozialisten und Nationalsoziali-
stinnen – rund 89.000 in der Steiermark
bzw. eine halbe Million in ganz Öster-
reich – teilnehmen durften. Nur zwei
Wochen nach den  Nationalrats- und
Landtagswahlen vom 9. Oktober 1949
fanden die ersten Arbeiterkammerwah-
len seit 1926 statt. Im Herbst – Ende Ok-
tober und November 1949 – kam es zu-
dem noch in den Werken der Alpine-
Montangesellschaft zu Betriebsratswah-
len, die teilweise im März 1950 wieder-
holt werden mussten. Im April 1950 fan-
den schließlich auch noch Gemeinderats-
wahlen in der Steiermark statt.

Im Rahmen dieser Wahlkämpfe ver-
folgte die KPÖ – nicht nur in der Steier-
mark – einen Kampf gegen die „Wieder-
belebung des Nazifaschismus“, der – wie
es in der Resolution des Zentralkomitees
vom 11. November 1949 hieß – „auf
 allen Linien geführt werden“ müsse.
„Gegen das Eindringen dieser Organisa-
tion in die Betriebe und Arbeiterorgani-
sationen, gegen ihre Bestrebungen, Posi-
tionen im Staatsapparat und im politi-
schen Leben zu erobern, gegen die Ver-
suche, mit dem faschistischen Gift des
Völkerhasses und der nationalsozialisti-
schen ,Volksgemeinschaft‘ die Hirne des
arbeitenden Volkes zu vernebeln. Die
Aufgabe der Arbeiterschaft ist es, diese
Organisation und jede andere neofaschis -
tische Organisation, die versucht, an ihre
Stelle zu treten, zu zerschlagen und zum
Verschwinden zu bringen.“6 Dieser
Kampf ist heute vielfach vergessen und
kommt selbst in den aktuellen Publikatio-
nen zur Vor- und Frühgeschichte der
FPÖ7 bzw. in den in den letzten Jahren
geführten Auseinandersetzung über den
„Nationalsozialismus und die Anfänge
der FPÖ“, wie die Historikerin Margit

Reiter ihr 2019 erschienenes Buch unter-
titelt hat, nicht vor.8

Gegen den Neofaschismus 
und den VdU

Noch bevor der VdU im Frühjahr 1949
gegründet wurde, trat die KPÖ gegen die
Zulassung der Partei auf. So erklärte ihr
Generalsekretär Friedl Fürnberg anläss-
lich der Februar-Tagung des Zentral -
komitees: „Wir Kommunisten sagen klar
und deutlich: Wir sind dafür, daß jede
demokratische Gruppe wirklich das
Recht bekommt, sich als Partei zu orga-
nisieren und an der Wahl teilzunehmen.
Wir werden aber ebenso entschieden ge-
gen jede neue faschistische Partei kämp-
fen, die von den machthungrigen Cli-
quen in den beiden anderen Parteien nur
deshalb so warm begrüßt wird, weil sie
antikommunistisch ist und eine ebensol-
che Agentur des amerikanischen Groß-
kapitals wie diese selbst.“9 Als schließ-
lich klar war, dass der VdU bei den
Wahlen im Oktober 1949 antreten wird,
wurde zum Kampf gegen ihn aufgerufen.
Um im Wahlkampf eine argumentative
Handreichung zu haben, erschien das
Heft 21 des Wahlhandbuchs der KPÖ
1949 zum Thema „Neofaschismus und
VdU“. Darin wurde unter anderem an
das Versprechen der Regierung aus dem
Jahr 1945 erinnert – dass „der nazisti-
sche Geist rücksichtslos ausgerottet wer-
den muß“ – und festgehalten: „So sprach
man unmittelbar nach der Befreiung.
Aber heute ist an Stelle der ‚antifaschis -
tischen‘ Beteuerungen ganz offen die
Begünstigung neofaschistischer Bestre-
bungen getreten. Die reaktionäre Politik
der beiden Regierungsparteien versucht,
den Faschismus aller Schattierungen
wieder salonfähig zu machen.“ Dagegen
werde die KPÖ – wie es weiter hieß –
wie schon in der Vergangenheit auf -
treten, weshalb sie alle „wirklichen
 Sozialisten und Antifaschisten“ dazu
aufrufe, „die Pläne der Neofaschisten
und ihrer Förderer aus dem Lager der
Regierungskoalition“ zu zerschlagen.10

Die Kundgebungen in der Endphase
des Wahlkampfes gerieten daher auch zu
– wie es die Wahrheit, die Tageszeitung
der KPÖ Steiermark, formulierte – Pro-
testkundgebungen gegen den Neo -
faschismus. „Diese neofaschistische Par-

„Schmeißt die VDUler in die Martinöfen!“
Der Kampf der KPÖ gegen den Verband der Unabhängigen 1949/50

Heimo Halbrainer



Beiträge 27

4/20

schaftlicher Einheitslisten überzeugen.
Die Gefahr des Faschismus kann nur ge-
bannt werden, wenn alle Arbeiter zusam-
menstehen. […] Wenn die Sozialisten
und Kommunisten in den Betrieben zu-
sammenhalten, wenn die antikommunis -
tische und antirussische Hetzpropaganda
von der Arbeiterschaft zurückgewiesen
wird, dann wird es leicht möglich sein,
auch die verwirrten Anhänger des VdU
in den Betrieben für die gewerkschaft -
liche Einheit zu gewinnen. Um den so-
zialistischen Arbeitern Gelegenheit zu
geben, ihre Gedanken über den Ausgang
der Wahlen und über den Kampf gegen
den Neofaschismus einem größeren
Kreis mitteilen zu können, richtet die
 Redaktion der ‚Wahrheit‘ eine ‚Tribüne
für sozialistische Arbeiter‘ ein, die jeden
Freitag in der ‚Wahrheit‘ erscheint.“15

Dementsprechend lauteten die Titel -
seiten der Wahrheit bis zur Arbeiter -
kammerwahl auch: „Unruhe in sozialis -
tischer Arbeiterschaft wegen VdU-
Wahlerfolg“ (12.10.), „VdU will in die
Regierung“ (13.10.), „Wie kann der

VdU-Wahlerfolg korrigiert werden?“
(14.10.), „SP-Arbeiter von Seegraben:
Einheitsfront mit den Kommunisten ge-
gen VdU-Faschismus“ (18.10.), „Ein-
heitsfront der SP- und KP-Böhlerarbeiter
gegen VdU-Faschismus“ (19.10.), „Kein
Platz für Faschismus in den Betrieben“
(20.10.) oder „Elementare Einheitsbewe-
gung gegen VdU-Faschismus“ (21.10.).

Auch wenn – sieht man von der Fort-
setzung des Wahlbündnisses zwischen
KPÖ und Linkssozialisten ab – keine ge-
werkschaftlichen Einheitslisten für die
Arbeiterkammer- und Betriebsratswah-
len im Oktober und November aufge-
stellt wurden, so traten sowohl sozialis -
tische und kommunistische Funktionäre
als auch Arbeiter gemeinsam gegen den
„VdU-Faschismus“ auf. So erklärte etwa
der SP-Betriebsratsobmann von Seegra-
ben (Leoben), Edmund Kaiba, bei einer
Belegschaftsversammlung der Berg -
arbeiter am 16. Oktober, dass er mit sei-
ner ganzen Kraft gegen den VdU kämp-
fen werde. Er „wolle alles daransetzen,
um zu verhindern, daß der VdU über-

tei hat von den Kapitalisten den Auftrag
bekommen, die tiefe Unzufriedenheit mit
der korrupten volksfeindlichen Koali -
tionspolitik abzufangen und als Sturm-
bock gegen links radikalste Kapitalisten-
forderungen durchzukämpfen. Das so -
genannte ‚Programm‘ des VdU ist ein
getreues Abbild der sattsam bekannten
‚Punkte‘ der faschistischen Parteien.“11

In einem Wahlkampfaufruf der KPÖ
Steiermark hieß es am 6. Oktober 1949:
„Protestiert gegen die Arbeitermörder!
Das Auftreten der Erzfaschisten Pfrie-
mer, Hartleb, Strachwitz und Konsorten
im Wahlkampf muß alle Werktätigen
alarmieren. Wir rufen die arbeitende Be-
völkerung auf, in den Linksblock-Kund-
gebungen gegen diese unheilvollen
 Gesellen zu demonstrieren.“12 Und tags
darauf titelte die Zeitung der KPÖ:
„Alarm für alle Werktätigen! Protest
 gegen den Pfriemer-Faschismus!“13

„Korrigiert die 
Nationalratswahlen!“

Das Ergebnis der Nationalrats- und
Landtagswahlen vom 9. Oktober 1949
veränderte die politische Landkarte. Bei-
de Regierungsparteien verloren jeweils
rund sechs Prozent der Stimmen. So fiel
die ÖVP von 49,8 auf 44 Prozent und die
SPÖ von 44,6 auf 38,7 Prozent. Und
während der Linksblock (KPÖ und
Linkssozialisten) auf niedrigem Niveau
mit 5,1 Prozent fast gleichblieb (-0,3%),
gewann der erstmals kandidierende VdU
(damals „Wahlpartei der Unabhängi-
gen“) 11,7 Prozent der Stimmen. In der
Steiermark lagen die Ergebnisse mehr
oder weniger im Bundesschnitt (ÖVP
42,9%, SPÖ 37,4%, KPÖ 4,5%, WdU
14,5%). Auch in den obersteirischen
 Industriestädten wie Leoben, Eisenerz
oder Kapfenberg gelang es dem VdU
zwischen 13 und 18 Prozent der Stim-
men zu bekommen. Der Unterschied war
hier allerdings, dass auch der Linksblock
zwischen 10,5 und 16,5 Prozent der
Stimmen erringen konnte.14

Angesichts der über 14 Prozent für den
VdU bei den Nationalrats- und Land-
tagswahlen plakatierte die KPÖ Steier-
mark anlässlich der bevorstehenden
 Arbeiterkammer- sowie Betriebsrats-
wahlen in den folgenden Tagen: „Korri-
giert die Nationalratswahl! Der Faschis-
mus erhebt wieder sein Haupt! Schlagt
den Faschismus zurück!“ Bereits am
12. Oktober erklärte die KPÖ in der Stei-
ermark: „Die Lehren dieser Wahlen wer-
den tausende Sozialisten von der Not-
wendigkeit der Einheit der Arbeiter -
klasse und von der Aufstellung gewerk-
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haupt kandidieren kann. Der Betriebs -
faschismus dürfe in Österreich nicht wie-
der aufscheinen. Mit den schärfsten Mit-
teln werde man gegen ihn vorgehen. So-
zialisten und Kommunisten werden ge-
meinsam kämpfen.“  In Kapfenberg ver-
abschiedeten die SP- und KP-Arbeiter
der Böhlerwerke am 18. Oktober eine
gemeinsame Resolution, in der es hieß:
„Die Nationalratswahlen haben zu einer
Stärkung der Reaktion in Österreich ge-
führt. 16 neofaschistische Abgeordnete
des VdU ziehen ins Parlament ein. Die
Unternehmer werden, gestützt auf diese
verstärkten Positionen der Reaktion, ihre
Angriffe gegen die sozialen Rechte und
Lebenshaltung der Arbeiter und Ange-
stellten verschärfen. Dem neofaschis -
tischen VdU kommt dabei eine besonde-
re Rolle zu. So wie schon einmal die
grün-weißen und braunen Faschisten die
politischen und wirtschaftlichen Organi-
sationen der Arbeiter und Angestellten
zerschlagen haben, um die Arbeiter und
Angestellten wehrlos zu machen, so soll
jetzt der VdU diese Aufgabe überneh-
men. Der VdU, der sich heute in die Be-
triebe und in die Gewerkschaften ein-
schleichen will, ist eine faschistische Or-
ganisation. Seine Führer sind bekannte
Faschisten und Arbeiterfeinde. […]
 Ihnen den Weg in die Betriebe und Ge-
werkschaften zu öffnen und zu ebnen, sie
als Vertreter in die Arbeiterkammern
und Betriebsräte zu wählen, heißt die
 Arbeiterorganisationen und die Betriebe
den Todfeinden der Arbeiter- und Ange-
stelltenschaft auszuliefern. […] Wir
Böhlerarbeiter rufen die Arbeiter und
Angestellten aller Betriebe auf, zu ver-
hindern, daß der Faschismus sich wieder
in den Betrieben festsetzt. Denkt an den
Hüttenberger Pakt vom Jahre 1928, der

der VdU auch im Böhlerwerk in Kapfen-
berg und am Erzberg waren es gar 26,9%.

„Keine Faschisten 
in Arbeiterorganisationen“

Anlässlich der konstituierenden Voll-
versammlung der steirischen Arbeiter-
kammer kam es – wie die Zeitungen be-
richteten – am 23. November 1949 zu
stürmischen Szenen, da dem VdU als
zweitstärkster Fraktion verwehrt wurde,
im Vorstand der Arbeiterkammer vertre-
ten zu sein.19 Willy Scholz meinte sei-
tens des Linksblocks: „Nicht nur die
Kommunisten, sondern auch viele Sozia-
listen sind, wie die Erklärungen der Be-
triebe zeigen, gegen den Neofaschismus.
Wir müssen die Arbeiterschaft vor dem
Neofaschismus schützen. Faschisten
 haben in der Arbeiterkammer nichts zu
suchen.“20 Daher stellte Heribert Hütter
(Linksblock) den Antrag „Wählen Sie
nicht Faschisten in den Vorstand der
 Arbeiterkammer!“,21 der von Teilen der
sozialistischen Gewerkschafter unter-
stützt wurde, weshalb kein Vertreter des
 VdU in den Vorstand der steirischen
 Arbeiterkammer gewählt wurde.22 Auch
als anlässlich der Vorstandssitzung am
11. Jänner 1950 die Mitglieder für den
sozialpolitischen, den volkswirtschaft -
lichen und den Bildungs- und Kultur-
Ausschuss in der steirischen Arbeiter-
kammer ernannt wurden, waren dies nur
Sozialisten und Kommunisten.23

Wegen der Ausschaltung des VdU aus
allen Gremien der steirischen Arbeiter-
kammer richteten die VdU-Abgeordne-
ten am 25. Jänner 1950 im Nationalrat
eine Anfrage an Karl Maisel, was er als
zuständiger Minister zu gedenken tue,
„um den ungesetzlichen Zustand, der
sich in der Leitung der Arbeiterkammer
Graz ergibt, zu beseitigen“.24 Maisel
fragte in Graz nach, wo ihm der Präsi-
dent der steirischen Arbeiterkammer, Ot-
to Möbes, in der Folge versicherte, an-
lässlich der nächsten Vollversammlung
einen Vertreter des VdU in den Vorstand
aufzunehmen. Daher erklärte Möbes am
21. März 1950 der Vollversammlung,
dass er „den Beschluss der letzten Voll-
versammlung, keinen VdU-Vertreter in
den Vorstand zu entsenden, als ungesetz-
lich aufheben müsse. Er sei durch das
Arbeiterkammerwahlgesetz gezwungen,
einen Vertreter dieser Partei in den Vor-
stand einzuberufen.“25 So wurde Fritz
Mayer als VdU-Vertreter in den Vor-
stand ernannt, wogegen der Linksblock
protestierte und beim Bundesministeri-
um für soziale Verwaltung mit dem
 Argument, der Vorstand muss gewählt

den Faschisten die Tore in die Betriebe
öffnete. Denkt an die sogenannte ‚unab-
hängige‘ Gewerkschaft der Heimwehr -
faschisten, mit deren Hilfe die gewerk-
schaftlichen Organisationen der Arbeiter
zerschlagen wurden. […] Wir fordern
daher die Arbeiter und Angestellten
Österreichs auf, bei den kommenden
Wahlen in die Arbeiterkammern und Be-
triebsräte keine Stimme diesen Neo -
faschisten, diesen Feinden der Arbeiter-
klasse zu geben. Korrigiert das Wahl -
ergebnis vom 9. Oktober!“17 Ähnliche
Resolutionen wurden in den folgenden
Tagen auch in anderen obersteirischen
Betrieben verabschiedet.18

Das Ergebnis der Nationalrats- und
Landtagswahl wurde letztlich nicht wirk-
lich korrigiert. Wie bei diesen Wahlen
erreichten die als Wahlpartei der Unab-
hängigen angetretenen Gewerkschafter
des VdU bei der Arbeiterkammerwahl
am 23. und 24. Oktober 1949 in der Stei-
ermark 14,65 Prozent (19.198 Stimmen)
und 16 Mandate. Auf die Sozialistischen
Gewerkschafter entfielen 85.716 Stim-
men (65,4%) und 73 Mandate, die KPÖ,
die gemeinsam mit den Linkssozialisten
als Linksblock kandidierte, eroberte mit
13.805 Stimmen (10,53%) elf Mandate
und der Österreichische Arbeiter- und
Angestelltenbund (ÖAAB) mit 12.349
Stimmen (9,42%) zehn Mandate. Im
größten steirischen Betrieb, dem Hütten-
werk Donawitz, errang der Linksblock
bei den Arbeitern 44,5%, die sozialis -
tischen Gewerkschafter 39,8%, der
ÖAAB 5,7% und der VdU 9,8% der
Stimmen. Bei den Angestellten in Dona-
witz entfielen 28% auf den Linksblock,
39,6% auf die sozialistischen Gewerk-
schafter, 21,6% auf den ÖAAB und
10,6% auf den VdU. Elf Prozent errang
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Arbeitermörder, Verräter und Lumpen
nannte. Flugblätter bezeichneten die
VdU-Funktionäre als ‚Arbeiterfresser,
Nazihorden, und Henker der Freiheit‘.“30

Tatsächlich war es dem VdU nicht
möglich, an den Betriebsratswahlen in
Donawitz teilzunehmen, wo am 15. No-
vember 1949 die Einheitsliste (Kommu-
nisten und Linkssozialisten) bei den Ar-
beitern 2.898 Stimmen (13 Mandate;
1947: 2.121 Stimmen bzw. zehn Manda-
te), die SPÖ 1857 Stimmen (acht Manda-
te; 1947: 2.442 Stimmen bzw. elf Man-
date) und die ÖVP 392 Stimmen (ein
Mandat; 1947: 286 Stimmen; ein Man-
dat) erringen konnte. Bei den Angestell-
ten sah die Mandatsverteilung folgender-
maßen aus: Einheitsliste 4 (1947: 2),
SPÖ 3 (1947: 4), ÖVP 2 (1947: 3).

Da der VdU von der Wahl im Hütten-
werk Donawitz ausgeschlossen worden
war – der VdU habe, wie der Wahl -
vorstand befand, nicht genügend Unter-
stützungsunterschriften eingereicht –,
legte er Einspruch ein, in dem es hieß:
„Die Donawitzer Liste wurde terminge-
recht abgegeben und wies sogar um zehn
Unterschriften mehr auf, als notwendig
waren. Zunächst versuchte der Wahl -
vorstand, die Liste mit der Begründung
zurückzugeben, daß eine Unterschrift
 gefälscht sei. Diese Verdächtigung
stimmte in keiner Weise, denn der frag -
liche Arbeiter hatte seine Unterschrift
vor Zeugen abgegeben. Hierauf versuch-
te man die Liste dadurch in Mißkredit zu
bringen, daß man behauptet, einige Un-
terschriften seien schwer lesbar. Aber
schließlich konnte man die Unterschrif-
ten doch lesen und das war die Haupt -
sache. Dann kamen die ‚Unterredungen‘
im Betriebsratszimmern, in denen sich
das ‚freie Kräftespiel der politischen Par-
teien‘ voll entfaltete. Man drohte mit
Entlassungen und, eingeschüchtert und
um das Brot für sich und die Seinen
 besorgt, zogen siebzehn Arbeiter ihre
Unterschriften zurück.“31 Dem Protest
des VdU wurde schließlich – da das
Zurückziehen einer einmal geleisteten
Unterschrift von der Betriebsratsliste
nicht möglich – stattgegeben und das
 Einigungsamt Leoben annullierte am
18. Jänner 1950 das Ergebnis dieser
Wahl, aber auch das bei den Böhler -
werken in Kapfenberg und der Papier -
fabrik in Niklasdorf.32

Anlässlich der Wiederholungswahl im
März 1950 gab die KPÖ-Betriebsorgani-
sation Donawitz ein Flugblatt heraus, das
sich eingehend mit dem VdU befasste,
wobei vor allem auf die „Führer“ des
VdU sowie auf ihre „Gönner und Be-

schützer in der rechten SP-Führung“ ein-
gegangen wurde und die Arbeiter aufge-
fordert wurden, nicht die Unterstüt-
zungslisten für den VdU zur Zulassung
zur Betriebsratswahl zu unterschreiben.33

In einem weiteren Flugblatt hieß es: „Die
VdU-Faschisten erweisen sich als die
würdigen Unternehmer-Kreaturen, ge-
nauso wie einstmals die Heimwehrfa-
schisten. [...] Wenn ein Arbeiter bei den
Betriebsratswahlen die VdU-Faschisten
unterstützt, dann stellt er sich in die Rei-
he der Totengräber der Arbeiterrechte.
Dann hilft er der Direktion bei den Be-
strebungen, die Rechte der Arbeiter ab-
zubauen. [...] Daher keine Unterschrift
für die Kandidaten der VdU-Unterneh-
merliste. Es muß mit allen Mitteln ver-
hindert werden, daß ein VdU-Unterneh-
merknecht in den Betriebsrat kommt.“34

Die KPÖ verhinderte auch diesmal,
dass der VdU an den Betriebsratswahlen
in Donawitz am 5. März 1950 teilneh-
men konnte. Aus der Sicht des VdU habe
sich in Donawitz Folgendes ereignet:
„Das Einigungsamt Leoben hat bei der
Annullierung des Ergebnisses der No-
vemberwahl eindeutig festgestellt, daß es
eine Aufforderung zur Unterschriften-
zurückziehung auf einem Wahlvorschlag
nicht gibt, ja, daß eine einmal geleistete
Unterschrift selbst freiwillig nicht mehr
zurückgenommen werden kann. Den-
noch erschien der weit über die Grenzen
der Obersteiermark hinaus bekannte
 Superterrorist Filz mit seinem Gefolge
bei jedem einzelnen Arbeiter, der es ge-
wagt hatte, dem kommunistischen Terror
zu trotzen und den Wahlvorschlag des
VdU zu unterschreiben, und drohte ihn
auf die gemeinste Art und Weise.“35 Als

werden und kann nicht durch eine Ernen-
nung durch den Präsidenten umgangen
werden, vergeblich Einspruch erhob.26

Bereits am 11. Februar 1950 war in die
drei Ausschüsse jeweils auch ein Vertre-
ter des VdU aufgenommen worden.27

VdU-Unternehmerknechte im
Betriebsrat verhindern!

Seit Oktober 1949 wurden in Öster-
reich Betriebsratswahlen abgehalten,
wobei sich vielerorts Widerstand gegen
den VdU regte. So schlossen sich – nach-
dem es bei der Betriebsratswahl am
12. Oktober 1949 im Tauernkraftwerk
Kaprun, bei der der VdU neun Mandate,
die SP sechs Mandate und die KP zwei
Mandate erringen konnte, zu Verstößen
des VdU gegen die Wahlordnung ge-
kommen war, weshalb die Wahl für
ungültig erklärt wurde – Arbeiter zu
 einem überparteilichen „antifaschis -
tischen Komitee“ zusammen, das gegen
„den offenen Terror“ durch den VdU
auftrat und sich zudem in einen „Aufruf
an die arbeitende Bevölkerung Öster-
reichs“ wandte, in dem es hieß: „Die an-
tinazistischen Arbeiter des Tauernkraft-
werkes Kaprun richten an Euch den Auf-
ruf, dem Wiederaufblühen des Faschis-
mus in unserer Heimat mit allen Mitteln
entgegenzutreten. Wir Kapruner haben
uns zu diesem Kampf vereint – Soziali-
sten, Kommunisten und Parteilose haben
gemeinsam den Kampf gegen die nazi -
faschistischen Menschenfeinde und ihre
Tarnkappe – den VdU – bereits aufge-
nommen. Wir sind der Überzeugung, daß
dieser Schritt in allen Betrieben und Wer-
ken notwendig ist, und fordern deshalb
alle klassenbewußten Arbeiter auf, sich
zusammenzuschließen und solidarisch
mit uns den Kampf aufzunehmen.“28

Auch in der Obersteiermark wurde nun
in Hinblick auf die anstehenden Be-
triebsratswahlen im November 1949 der
Kampf gegen den VdU intensiviert, der
diesmal – im Vergleich zu den Wahlen
im Oktober – nicht mehr nur verbal aus-
gefochten wurde.29 Der Mitbegründer
des VdU, Viktor Reimann, fasste diesen
Kampf der KPÖ in seinen Buch über den
VdU folgendermaßen zusammen: „In
Seegraben ließ man bekannte VdU-An-
hänger nicht mehr in die Grube fahren.
In Donawitz, Niklasdorf und in den Kap-
fenberger Böhlerwerken zwangen SPÖ-
und KPÖ-Betriebsräte Arbeiter, ihre Na-
men von den Wahlvorschlägen des VdU
zurückzuziehen, andernfalls sie mit ihrer
sofortigen Entlassung zu rechnen hätten.
Die KPÖ-Presse unterstützte diese Ak-
tionen, indem sie die Anhänger des VdU

Sepp Filz (1906–1994), 1945–1949 Be-
triebsratsobmann der Alpine Donawitz 
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der VdU die Liste schließlich einreichte,
habe sich – wie ein Vertreter des VdU-
Bezirkssekretariat der Obersteirischen

Volkszeitung gegenüber mitteilte – fol-
gende Szene abgespielt: „Bei Abgabe
unserer Liste trug diese 45 Unterschrif-
ten. Die Überprüfung ergab, daß eine da-
von gefälscht war, von wem, entzieht
sich unserer Kenntnis. Ein zweiter Mann
stellte die völlig absurde Behauptung
auf, er sei der Meinung gewesen, einen
Vorschlag des Kriegsopferverbandes un-
terzeichnet zu haben. Ohne unsere Ver-
treter anzuhören, wurde uns der Wahl-
vorschlag mit einer Fristsetzung von 48
Stunden zur Berichtigung zurückgege-
ben. Nach Zurücknahme tauchte noch
ein Mann auf, der inzwischen von sei-
nem Schwiegervater wegen der Unter-
schriftenleistung aus der Wohnung ge-
wiesen worden war, und behauptete
gleichfalls, er habe die Unterschrift nicht
selbst geleistet. Um diesen Mann aus sei-
ner verzweifelten Lage zu retten, haben
wir auch seine Unterschrift weggestri-
chen und sie durch eine neue ersetzt.“36

Als der VdU den Wahlvorschlag erneut
einreichen und deren Vertreter mit einem
„neuen Wahlvorschlag das Betriebsrats-
zimmer betreten wollte, drängte ihn eine
Gruppe von 25 bis 30 Kommunisten in
die Ecke eines Nebenzimmers, blockier-
ten seinen Zutritt in den Amtsraum des
Wahlvorstandes und versuchte ihm unter
wüsten Beschimpfungen und Bedrohun-
gen die Liste zu entreißen. Nach einein-
halb Stunden gelang es dem Mann, end-
lich ins Freie zu kommen, nachdem er
sich beharrlich geweigert hatte, den
Wahlvorschlag herauszugeben.“37 Der
VdU brachte den Wahlvorschlag schließ-

Im Zuge der Gemeinderatswahl hielt
der VdU im April 1950 in zahlreichen
Industriestädten der Obersteiermark
Kundgebungen ab, wobei ausgerechnet
für den 20. April eine in Leoben – der
„Hochburg des Kommunismus in Öster-
reich“, wie die Obersteirische Volks -

zeitung vermerkte40 – geplant war. Als
Redner für diese „Wählerversammlung“,
die im Saal des „Hotel Post mit Laut-
sprecherübertragung auf den Haupt-
platz“ angekündigt war, sollte – wie das
Ankündigungsplakat vermeldete – „NR.
Vizekanzler a.D. Karl Hartleb“ auftreten,
was dazu führte, dass die KPÖ Leoben
gegen den – wie die Wahrheit schrieb –
„bekannten Arbeitermörder Hartleb als
Redner“41 mobilisierte und die Veran-
staltung zu verhindern versuchte. Daher
hatten sich bereits vor Beginn der Ver-
sammlung hunderte Demonstranten am
Hauptplatz bzw. im Hotel Post versam-
melt und den Abzug von Hartleb gefor-
dert. Nur unter Polizeischutz konnte die-
ser schließlich das Podium betreten,
doch gelang es dem Landtagsabgeordne-
ten des VdU Jörg Kandutsch42 nicht, die
Versammlung zu eröffnen.

Zwar waren – wie die Polizei in ihrem
Bericht festhielt – die ersten drei Reihen
„mit ca. 150 Personen von Parteigängern
des Verbandes der Unabhängigen“, die
dahinter befindlichen Reihen aber „mit
ca. 350 Personen hauptsächlich von
kommunistischen Parteigängern besetzt.
[…] Gleich bei Versammlungsbeginn
setzte durch Pfeifen, Schreien, Tram-
peln, durch Sprechchöre und Absingen
von Liedern eine Störaktion ein, wobei
[…] Josef Filz gemeinsam mit dem […]
Gemeinderat Engelbert Hierzenberger
durch etwa 10 Minuten den Einsatz von
versammlungsstörenden Sprechchören
dirigierte. Als dann […] Filz unangemel-
det und unaufgefordert von seinem Plat-
ze auf der Balustrade aus eine Rede, die
gegen die Einberufer der Versammlung
gerichtet war, zu halten begann, wurde er
durch die Zwischenrufe der in den ersten
Reihen befindlichen Parteigänger des
Verbandes der Unabhängigen daran ge-
hindert. Der Beschuldigte sprang darauf-
hin von der Balustrade auf das Parkett
und gab damit das Signal zu allgemeinen
Raufexzessen. Dies veranlaßte, da die
polizeiliche Aufforderung die Ruhe her-
zustellen, unbeachtet blieb, den Kom-
mandanten der polizeilichen Einsatz-
gruppe, Polizeimajor Weingrill, die Räu-
mung des Saales anzuordnen.“43 Am
Hauptplatz setzte sich der Protest fort,
wobei Filz schließlich verhaftet und we-
gen des „Verbrechens der öffentlichen

lich per Post ein, doch wurde er am
4. März vom Wahlvorstand für ungültig
erklärt, weshalb der VdU auch zur Wie-
derholungswahl nicht antreten konnte.

Die Wahlwiederholung brachte gegen -
über der Wahl im November nur geringe
Verschiebungen im Kräfteverhältnis. Die
ÖVP errang ein Mandat auf  Kosten der
KPÖ, sodass das Mandatsverhältnis nun
zwölf Mandate für die Einheits liste, acht
für die SPÖ und zwei für die ÖVP laute-
te.38 Der VdU legte erneut Einspruch ein,
wobei der Beschwerdeführer Lindner
 allerdings zugeben musste, dass er ver-
schiedene Unterschriften unter dem Vor-
wand, es sei eine Sammelliste für das Rote
Kreuz, erschwindelt habe.39

Keine Faschisten 
in den Gemeinderat

Am 23. April 1950 fanden in der Steier-
mark Gemeinderatswahlen statt. Dona-
witzer Arbeiter wurden – nach den
 Nationalrats- und Landtagswahlen sowie
der Arbeiterkammerwahl im Oktober
1949 und den beiden Betriebsratswahlen
im Hüttenwerk Donawitz im November
1949 und März 1950 – nun bereits zum
fünften Mal innerhalb nur weniger
 Monate zu den Urnen gerufen. Gegenü-
ber den Wahlen im Oktober 1949 hatte
sich das Klima für den VdU grundlegend
geändert. Während die Linke – vor allem
die KPÖ bzw. der Linksblock – den VdU
weiterhin bei jeder sich bietenden
 Ge legenheit als neonazistische Partei
 angriff, gelangten nun auch VdU-interne
Konflikte an die Öffentlichkeit, was zu
Ausschlüssen führte und im Juli 1950
fast zum Verbot und somit dem Ende der
Partei geführt hätte.

Kundgebung der KPÖ in Graz in den 1950er Jahren
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gesetz vom 26.1.1907“ angeklagt.44

Bereits am Tag nach den Auseinander-
setzungen in Leoben wurde zunächst im
Hüttenwerk Donawitz – in der Folge aber
auch in anderen Betrieben und
 Arbeitnehmergremien – eine Resolution
gegen den VdU eingebracht, die in Be-
triebsversammlungen bestätigt wurden.
Darin hieß es: „1. Die politischen Parteien
(SPÖ, KPÖ und ÖVP) werden aufgefor-
dert, den Gastlokalbesitzern in Leoben
 nahezulegen, ihre Lokale für VdU-Ver-
sammlungen nicht mehr herzugeben. /
2. Kein VdU-Faschist darf in die Gewerk-
schaftsführung kommen. / 3. Der Betriebs-
rat wird in Hinkunft keine Tätigkeit des
 faschistischen VdU im Betrieb dulden. /4.
Die einzelnen Fraktionen des Betriebsra-
tes werden in ihren Parteien dahin wirken,
daß das Verbot des VdU erreicht wird.“45

Bei den Gemeinderatswahlen in der
Steiermark konnte der VdU den Stim-
menanteil, den er bei den Nationalrats-
und Landtagswahlen erringen konnte,
nicht halten. So verlor er im Vergleich zu
den Oktoberwahlen fast die Hälfte der
Stimmen und fiel beispielsweise in Le-
oben von 13,7 auf 8,5 Prozent während
die KPÖ von 16,45 auf 18,1 Prozent zu-
legen konnte. Ähnlich auch in Eisenerz,
wo der VdU von 18,6 auf elf Prozent
fiel. Knapp zwei Monate später wurde
der Landesverband Steiermark des VdU
vom Innenminister aufgelöst und die
Parteiführung des VdU befürchtete, dass
auch ein Verbot auf Bundesebene folgen
könnte.46 Dies war letztlich nicht der
Fall. Der VdU verlor aber in der Folge an
Bedeutung. Für Sepp Filz hatte dieser
Kampf gegen den VdU Folgen: er wurde
am 26. Februar 1951 zu sechs Monaten
schweren Kerker verurteilt – was auch
die Chronik des VdU vermerkte.47 Er
wurde zudem aus der Alpine Montan -
gesellschaft entlassen und erhielt in der
Steiermark in der Folge Berufsverbot.48
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